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THEMEN IN DIESER AUSGABE:

Aufwendungen für 
Fortbildungen mit 
persönlichkeitsbildendem 
Charakter als 
Werbungskosten oder 
Betriebsausgaben

Fortbildungskosten sind Aufwendungen, 
die ein Steuerpflichtiger leistet, um seine 
Kenntnisse und Fertigkeiten im ausgeüb-
ten Beruf zu erhalten, zu erweitern oder 
den sich ändernden Anforderungen an-
zupassen. Aufwendungen für die Fortbil-
dung in dem bereits erlernten Beruf und 
für Umschulungsmaßnahmen, die einen 
Berufswechsel vorbereiten, sind als Wer-
bungskosten oder Betriebsausgaben ab-
zugsfähig. Voraussetzung für den steuer-
mindernden Abzug der Aufwendungen 
ist, dass die berufliche Veranlassung vor-
liegt.
Das Finanzgericht Hamburg stellt hohe 
Anforderungen an den Abzug von Auf-
wendungen für Seminare mit persön-
lichkeitsbildendem Charakter. Ein Ab-
zug der Aufwendungen ist nur möglich, 
wenn die Seminare auf die spezifische 
berufliche Situation des Steuerpflichti-
gen zugeschnitten sind. Dass die im Se-
minar vermittelten Lerninhalte auch im 
beruflichen Alltag einsetzbar und der 
beruflichen Entwicklung förderlich sein 
können, reicht dem Gericht für die Aner-
kennung des Abzugs der Aufwendungen 
nicht aus.
FG Hamburg, Urt. v. 20.09.2016,  
5 K 28/15

Steuervergünstigung  
für haushaltsnahe Be­
schäftigungsverhältnisse, 
haushaltsnahe Dienst­
leistungen und Hand­
werkerleistungen

Für haushaltsnahe Beschäftigungsver-
hältnisse im Rahmen eines Arbeitsver-
hältnisses für geringfügig Beschäftigte 
ermäßigt sich auf Antrag die tarifliche 
Einkommensteuer um 20 % der Aufwen-
dungen, höchstens jedoch 510 €.

Für andere haushaltsnahe Beschäf-
tigungsverhältnisse oder für die In-
anspruchnahme von haushaltsnahen 
Dienstleistungen reduziert sich auf An-
trag die tarifliche Einkommensteuer um 
20 % der Aufwendungen, höchstens je-
doch 4.000 €.
Für die Inanspruchnahme von Hand-
werkerleistungen zur Ausführung von 
Renovierungs-, Erhaltungs- oder Mo-
dernisierungsmaßnahmen kann eine 
Steuerreduzierung von 20 % der Arbeits-
kosten, höchstens aber 1.200 € erreicht 
werden.
Welche Voraussetzungen zu erfüllen 
sind, um die Steuerentlastungen zu er-
halten, ergibt sich aus umfangreichen 
Erläuterungen in einem überarbeiteten 
Schreiben des Bundesministeriums der 
Finanzen. Es ergeben sich daraus unter 
anderem nähere Informationen zu den 
Begriffen des begünstigten Haushalts, 
den haushaltsnahen Beschäftigungsver-
hältnissen oder Dienstleistungen, zur 
Möglichkeit der Inanspruchnahme von 
Handwerkerleistungen, dem Anspruchs-
berechtigten sowie den begünstigten 
Aufwendungen.

Neu ist beispielsweise, dass der Begriff 
des Haushalts auch ein angrenzendes 
Grundstück umfasst, wenn die erbrach-
ten Leistungen dem eigenen Grundstück 
dienen, wie das beim Winterdienst auf 
öffentlichen Gehwegen vor dem eigenen 
Grundstück der Fall ist. Auch Leistungen 
für die Betreuung von Haustieren im ei-
genen Haushalt sind nun begünstigt.
BMF, Schr. v. 09.11.2016, IV C 8 – S 2296-
b/07/10003:008, BStBl 2016 I, S. 1213

	Entfernungspauschale  
ist verfassungsgemäß

Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte können nur mit der Ent-
fernungspauschale von 0,30 € pro Ent-
fernungskilometer angesetzt werden. 
Werden die Fahrten mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln durchgeführt, können statt-
dessen die höheren tatsächlichen Kosten 
angesetzt werden. Diese Regelung wi-
derspricht nach Überzeugung des Bun-
desfinanzhofs nicht dem verfassungs-
rechtlichen Gleichheitsgebot.
Der Gesetzgeber bewegt sich mit dieser  
Ausnahme zur Entfernungspauschale 
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innerhalb seines zulässigen gesetzgebe-
rischen Entscheidungsspielraums. Inso-
weit ist er nicht gehindert, auch außerfis-
kalische Förderungs- und Lenkungsziele 
aus Gründen des Gemeinwohls zu verfol-
gen. Die Privilegierung öffentlicher Ver-
kehrsmittel stellt erkennbar ein solches 
umwelt- und verkehrspolitisches Ziel dar.
§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 EStG
§ 9 Abs. 2 Satz 2 EStG
BFH, Beschl. v. 15.11.2016, VI R 4/15
Art. 3 Abs. 1 GG

Maßgebendes Pensions­
alter bei der Bewertung 
von Versorgungszusagen

Das Bundesministerium der Finanzen 
hat unter Hinweis auf die aktuelle Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs und 
des Bundesarbeitsgerichts zum maßge-
benden Pensionsalter bei der Bewertung 
von Versorgungszusagen Stellung bezo-
gen.
Der Bundesfinanzhof hatte entschieden, 
dass nach dem eindeutigen Wortlaut 
des Einkommensteuergesetzes bei der 
Bewertung von Pensionsverpflichtun-
gen hinsichtlich des Pensionsalters aus-
schließlich auf den Zeitpunkt des Ein-
tritts des Versorgungsfalls abzustellen 
ist, der in der Pensionszusage vorgese-
hen ist. Dies gilt auch für beherrschen-
de Gesellschafter-Geschäftsführer. Ein 
Mindestpensionsalter sei hier nicht vor-
geschrieben. Die Verwaltung folgt dieser 
Rechtsprechung.
Wird in der Pensionszusage ausschließ-
lich auf die Regelaltersgrenze in der ge-
setzlichen Rentenversicherung ohne 
Angabe des Pensionsalters Bezug ge-
nommen, sind die durch das Rentenver-
sicherungs-Altersgrenzenanpassungs-
gesetz geänderten Rentenbezugszeiten 
zu beachten.
Bei Neuzusagen an Gesellschafter-Ge-
schäftsführer von Kapitalgesellschaften 
nach dem 9. Dezember 2016 gilt Folgen-
des:
• �Zusagen bei einer Altersgrenze von 

weniger als 62 Jahren sind steuerlich 
nicht anzuerkennen. Bei bis zu diesem 
Zeitpunkt bereits bestehenden Zusa-
gen gilt die Altersgrenze von 60 Jahren 
weiter.

• �Bei beherrschenden Gesellschafter-
Geschäftsführern ist davon auszuge-
hen, dass eine Pensionszusage unan-
gemessen ist, wenn das Pensionsalter 
unter 67 Jahren liegt. Bei bereits beste-
henden Zusagen wird eine vereinbarte 
Altersgrenze von mindestens 65 Jahren 
nicht beanstandet.

Es wird noch einmal darauf hinge-

wiesen, dass Änderungen bestehen-
der Zusagen der Schriftform bedür-
fen. Eventuel le Anpassungen von 
Versorgungsvereinbarungen an die ge-
änderte Rechtslage sind innerhalb einer 
Übergangsfrist bis zum Ende des Wirt-
schaftsjahrs vorzunehmen, das nach 
dem 9. Dezember 2016 beginnt. Fehlt 
die erforderliche Schriftform nach Ab-
lauf der Übergangsfrist, können die Ver-
sorgungszusagen bilanzsteuerrechtlich 
nicht mehr berücksichtigt werden. In 
der Steuerbilanz passivierte Pensions-
rückstellungen wären dann gewinner-
höhend aufzulösen.
BMF, Schr. v. 09.12.2016, IV C 6 – S 
2176/07/10004:003, BStBl 2016 I, S. 1427
BFH, Urt. v. 11.09.2013, I R 72/12,  
BStBl 2016 II, S. 1008
§ 6a EStG
Gegen R 6a Abs. 8 EStR 2012

Rückwirkende Berich­
tigung von Rechnungen 
ist möglich

Die Berichtigung einer Rechnung wirkt 
auf den Zeitpunkt zurück, zu dem der 
Unternehmer seine Rechnung erstmals 
ausgestellt hat. Das hat der Bundesfi-
nanzhof in Änderung seiner Rechtspre-
chung und im Anschluss an ein Urteil 
des Gerichtshofs der Europäischen Uni-
on entschieden. Voraussetzung ist, dass 
das ursprüngliche Dokument die Min-
destanforderungen einer Rechnung ent-
hält. Diese sind
• �Aussteller,
• �Empfänger,
• �Leistungsbeschreibung,
• �Entgelt und
• �gesonderter Steuerausweis.
Diese Angaben dürfen nicht so unbe-
stimmt, unvollständig oder offensicht-
lich unzutreffend sein, dass sie als feh-
lende Angaben erscheinen.
Im Streitfal l hatte ein Unternehmer 
den Vorsteuerabzug aus Rechnungen 
von Beratern in Anspruch genommen. 
Als Leistungsgegenstand war ledig-
lich „Beraterhonorar“ bzw. „allgemei-
ne wirtschaftliche Beratung“ vermerkt. 
Das genügte dem Finanzamt nicht, um 
den Vorsteuerabzug daraus zu gewäh-
ren, denn die Leistung war nicht hinrei-
chend genau bezeichnet.
Im Klageverfahren legte der Unterneh-
mer Rechnungen vor, in denen der Ge-
genstand der Leistung ordnungsgemäß 
bezeichnet war. Der Bundesfinanzhof 
hat nun entschieden, dass diese Berich-
tigung auf den Zeitpunkt zurückwirkt, 
in dem die Rechnung ursprünglich aus-
gestellt wurde. Das hat erhebliche Aus-

wirkungen auf die Festsetzung von Zin-
sen auf den Vorsteuerbetrag, immerhin 
6 % pro Jahr.
BFH, Urt. v. 20.10.2016, V R 26/15,  
BFH/NV 2017, S. 252
EuGH, Urt. v. 15.09.2016, C 518/14,  
DStR 2016, S. 2211
§ 233a AO, § 238 AO
Die Reaktion der Finanzverwaltung 
steht aus.

Änderung eines Steuer­
bescheids wegen elek­
tronisch übermittelter 
Beiträge zur Basis­
krankenversicherung 
jederzeit möglich

Private Krankenversicherungsunterneh-
men (PKV) müssen die gezahlten Beiträ-
ge zur Basisabsicherung elektronisch an 
das Finanzamt des Versicherungsneh-
mers übermitteln, damit sie bei seiner 
Einkommensteuerveranlagung berück-
sichtigt werden. Sie mindern in voller 
Höhe das zu versteuernde Einkommen.
In einem vom Bundesfinanzhof ent-
schiedenen Fall hatten Eheleute in ihrer 
Einkommensteuererklärung 2010 auf-
grund einer schriftlichen Bescheinigung 
des PKV Beiträge von 6.000 € als Vorsor-
geaufwendungen geltend gemacht. Das 
Finanzamt hatte diesen Betrag auch in 
einem rechtskräftigen Steuerbescheid 
anerkannt, obwohl ihm die elektroni-
sche Mitteilung über die tatsächlich ge-
zahlten Krankenversicherungsbeiträge 
von nur 5.000 € vorlag. Durch einen spä-
teren Datenabgleich fiel dem Finanzamt 
dieser Unterschied auf und es änderte 
den ursprünglichen Steuerbescheid zu-
ungunsten der Eheleute. Diese meinten, 
das Finanzamt hätte kein Recht, den 
Steuerbescheid zu ändern, da ihm be-
reits im Zeitpunkt der Veranlagung die 
tatsächlichen Beiträge bekannt waren. 
Das Gericht gab jedoch dem Finanzamt 
Recht. Der Bescheid durfte geändert 
werden, weil im Streitjahr die elektro-
nisch übermittelten materiell richtigen 
Daten maßgebend waren.
Hinweis:
Mit dem Gesetz zur Modernisierung 
des Besteuerungsverfahrens wurden 
die Regelungen zur Datenübermitt-
lung durch Dritte teilweise in der Ab-
gabenordnung harmonisiert. Aber auch 
für die Datenübermittlung durch Drit-
te für Besteuerungsräume ab 2017 gilt 
eine Korrekturvorschrift, die es u. a. er-
laubt, bestandskräftige Steuerbescheide 
aufzuheben oder zu ändern, sofern die 
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gemeldeten Drittdaten bei der Steuer-
festsetzung nicht oder nicht zutreffend 
berücksichtigt wurden.
BFH, Urt. v. 24.08.2016, X R 34/14,  
BFH/NV 2017
§ 175b AO

Betriebsausgabenabzug 
bei regelmäßig wieder­
kehrenden Ausgaben

Bei einer Einnahmenüberschussrech-
nung sind Ausgaben grundsätzlich für 
das Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie 
geleistet worden sind. Für regelmäßig 
wiederkehrende Ausgaben ist das Ab-
flussprinzip eingeschränkt. Regelmäßig 
wiederkehrende Ausgaben, die „kurze 
Zeit“ nach dem Jahreswechsel abflie-
ßen, sind danach in dem Kalenderjahr 
der wirtschaftlichen Zugehörigkeit zu 
erfassen. Als „kurze Zeit“ ist ein Zeit-
raum von zehn Tagen anzusehen. Um-
satzsteuervorauszahlungen sind z. B. re-
gelmäßig wiederkehrende Ausgaben.
Das Sächsische Finanzgericht hatte fol-
genden Fall zu entscheiden: Eine Un-
ternehmerin reichte ihre Umsatzsteuer-
voranmeldung für November 2014 am 
6. Januar 2015 (fristgerecht, es war eine 
Dauerfristverlängerung gewährt) beim 
Finanzamt ein. Am 9. Januar 2015 über-
wies sie den fälligen Betrag an die Fi-
nanzkasse. An sich hätte sie erst am 
12. Januar 2015 zahlen müssen, da der 
10. Januar 2015 ein Samstag war und 
sich deshalb die Fälligkeitsfrist auf den 
nächsten Werktag verschob.

Bei ihrer Gewinnermittlung durch Ein-
nahmenüberschussrechnung bezog sich 
die Unternehmerin auf die für wieder-
kehrende Ausgaben bestehende Son-
derregelung und setzte die Umsatzsteu-
ervorauszahlung für November 2014 als 
Betriebsausgabe 2014 an. Das Finanz-
amt folgte dieser Auffassung nicht. Für 
die Anwendung der Ausnahmeregelung 
müsse sowohl der tatsächliche Abfluss 
als auch der Termin der Fälligkeit inner-
halb der Zehn-Tage-Zeitspanne liegen
Das Finanzgericht hingegen gab der 
Unternehmerin Recht und ließ den Be-
triebsausgabenabzug der Umsatzsteu-
ervorauszahlung 2014 zu.
Der Bundesfinanzhof muss sich nun ab-
schließend mit diesem Fall befassen.
Sächsisches FG, Urt. v. 30.11.2016,  
2 K 1277/16,  
(Rev. eingel, Az. BFH: III R 1/17.)

einen schriftlichen Mietvertrag über das 
Haus für monatlich 400 € Miete ohne Ne-
benkostenvorauszahlung. Eine Anpas-
sung der Kaltmiete an die ortsübliche 
Vergleichsmiete durch den Vermieter 
war jederzeit mit einer Frist von einem 
Monat möglich. Anfang Dezember 2002 
vereinbarten Mutter und Sohn, die Mie-
te und die Nebenkosten einmal jährlich 
durch Widerruf der Schenkung und Auf-
rechnung zu leisten, bis die Schenkung 
aufgebraucht wäre.

Die steuerliche Anerkennung von Ver-
trägen zwischen nahe stehenden Perso-
nen hängt davon ab, dass die Verträge 
bürgerlich rechtlich wirksam vereinbart 
worden sind und sowohl die Gestaltung 
als auch die tatsächliche Durchführung 
des Vereinbarten dem zwischen Frem-
den Üblichen entsprechen.
Der Bundesfinanzhof hielt die vorlie-
gende Gestaltung für nicht fremdüb-
lich. Hiergegen sprach bereits die wirt-
schaftliche und rechtliche Verbindung 
zwischen Schenkungsvertrag und Miet-
vertrag. Ein fremder Mieter hätte sich 
auf ein derartiges Vertragsgeflecht nicht 
eingelassen. Zum Beispiel sind Schen-
kungen regelmäßig nicht widerruflich 
ausgestattet. Wenn doch, wird der Wi-
derruf von bestimmten Voraussetzun-
gen abhängig gemacht.
Auch im abgeschlossenen Mietver-
trag gab es zahlreiche Abweichungen 
zu zwischen fremden Dritten üblichen 
Vereinbarungen. Zum Beispiel werden 
Mietzahlungen üblicherweise nicht nur 
einmal jährlich im Nachhinein geleis-
tet. Die Nebenkosten werden nicht ohne 
Vorauszahlungen nur einmal jährlich 
abgerechnet und mit erheblicher Ver-
zögerung beglichen. Ein fremder Ver-
mieter würde sich auf eine nur jährliche 
Zahlung und die damit verbundene er-
hebliche Vorleistung seinerseits nicht 
einlassen. Zudem betrug die Kündi-
gungsfrist für die Mieterin zwölf Mona-
te. Eine Anpassung der Kaltmiete an die 
Vergleichsmiete war jederzeit mit einer 
Frist von einem Monat möglich. Zudem 
war keine Kaution vereinbart.
BFH, Urt. v. 04.10.2016, IX R 8/16,  
DStR 2016, S. 2947

Keine Gemeinnützigkeit 
eines eingetragenen  
Vereins zur Pflege der 
Grillkultur

Für die steuerliche Behandlung einge-
tragener Vereine sind die Vorschriften 
des Gemeinnützigkeitsrechts von gro-
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Keine gewerbesteuer­
liche Hinzurechnung 
von Mietzinsen für die 
Überlassung von Aus­
stellungsflächen in Mes­
sehallen

Zur Ermittlung des Gewerbeertrags 
wird dem Gewinn aus Gewerbebetrieb 
u. a. ein Teil der gezahlten Miet- und 
Pachtzinsen für die Benutzung von un-
beweglichen Wirtschaftsgütern des An-
lagevermögens hinzugerechnet. Vor-
aussetzung für eine Hinzurechnung ist, 
dass das angemietete oder gepachtete 
unbewegliche Wirtschaftsgut zum An-
lagevermögen gehören würde, wenn der 
Mieter Eigentümer wäre.
Bei Messeständen verhält es sich in 
der Regel so, dass die Stellflächen von 
Durchführungsgesellschaften vermietet 
werden. Die vermieteten Flächen wären 
bei der Durchführungsgesellschaft auch 
dann kein Anlagevermögen, wenn sie in 
ihrem Eigentum stünden, weil die Ge-
sellschaft die konkreten Flächen nicht 
ständig für den Gebrauch im Betrieb 
vorhalten würde. Folglich liegen die Vo-
raussetzungen für eine gewerbesteuerli-
che Hinzurechnung nicht vor.
BFH, Urt. v. 25.10.2016, I R 57/15,  
DStR 2017, S. 24
Die Reaktion der Finanzverwaltung 
steht aus.

Fremdvergleich bei 
Mietverhältnis zwischen 
nahen Angehörigen

Ein Mietverhältnis zwischen nahen An-
gehörigen entspricht nicht den Krite-
rien des Fremdvergleichs, wenn es in 
zahlreichen Punkten von den zwischen 
fremden Dritten üblichen Vertragsinhal-
ten abweicht.
So scheiterte vor dem Bundesfinanz-
hof ein Mietverhältnis zwischen einem 
Sohn und seiner Mutter, das als Kom-
bination aus Mietvertrag und voraus-
setzungslos widerruf l ichem Schen-
kungsversprechen vereinbart wurde. 
Der Sohn war Eigentümer einer Doppel-
haushälfte, die er zunächst selbst be-
wohnte. 2002 schenkte die Mutter dem 
Sohn 115.000 €. Die Schenkung sollte die 
Mutter jährlich bis zu einem Betrag von 
10.000 € durch schriftliche Erklärung bis 
zur ersten Dezemberwoche des jeweili-
gen Jahres ohne Begründung widerru-
fen dürfen. Im gleichen Jahr schlossen 
Mutter (Mieterin) und Sohn (Vermieter) 



ßer Bedeutung. Die Gewährung eini-
ger Steuervergünstigungen hängt da-
von ab, ob der Verein gemeinnützig ist 
oder nicht. Für die Anerkennung der 
Gemeinnützigkeit muss ein Verein eine 
Reihe von Voraussetzungen erfüllen. Er 
muss nach seiner Satzung und der tat-
sächlichen Geschäftsführung selbstlos, 
ausschließlich und unmittelbar die All-
gemeinheit fördern.
Ein vom Finanzamt als gemeinnützig 
anerkannter Verein ist von der Körper-
schaft- und Gewerbesteuer befreit. Die 
Befreiung gilt für die ideelle Tätigkeit 
(Verfolgung der gemeinnützigen Zwe-
cke), die Vermögensverwaltung und den 
steuerbegünstigten Zweckbetrieb.
Gemeinnützige Vereine werden aller-
dings mit den Überschüssen aus ihren 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieben zur Körperschaft- und 
Gewerbesteuer herangezogen, wenn die 
Einnahmen aller steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebe insge-
samt 35.000 € im Jahr übersteigen.
Ein Verein zur Förderung des Sports er-
füllt i. d. R. die Voraussetzungen der Ge-
meinnützigkeit. Sport umfasst alle Betä-
tigungen, die die allgemeine Definition 
des Sports erfüllen und der körperlichen 
Ertüchtigung dienen.
Das Finanzgericht Baden Württemberg 
hat entschieden, dass Grillsport nicht 
als Sport anzusehen ist. Auch sonstige 
gemeinnützigkeitsrechtliche Vorausset-
zungen sind nach diesem Urteil bei ei-
nem Verein zur Förderung der Grillkultur 
nicht erfüllt.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
FG Baden Württemberg,  
Urt. v. 07.06.2016, 6 K 2803/15, (Nichtzu-
lassungsbeschw. eingel., Az. BFH:  
V B 153/16), EFG 2017, S. 1

Möglichkeit der Ände­
rung eines Einkommen­
steuerbescheids wegen 
irriger Beurteilung des 
Sachverhalts in einem 
anderen Bescheid

Ein Steuerpflichtiger erhielt im Jahr 2005 
Kirchensteuererstattungen für die Jah-
re 2000 bis 2003. Dadurch ergab sich für 
2005 ein Erstattungsbetrag, der die Kir-
chensteuerzahlungen des Jahrs über-
stieg. Diesen verrechnete das Finanzamt 
zunächst mit der im Jahr 2004 gezahlten 
Kirchensteuer. Der dann noch verblei-
bende Überhang wurde mit den Kirchen-
steuerzahlungen für 2003 verrechnet.

Auf die Klage gegen den geänderten 
Einkommensteuerbescheid für 2004 
wurde die finanzamtsseitig durchge-
führte Verrechnung wieder rückgängig 
gemacht. Der aus der Verrechnung von 
Kirchensteuerzahlungen und Erstat-
tungen resultierende Überhang eines 
Jahrs ist nicht auf das nächst jüngere 
Zahlungsjahr zu übertragen, sondern 
dem jeweiligen Zahlungsjahr zuzuord-
nen. Das Finanzamt änderte daraufhin 
die Veranlagungen für die Jahre 2000 
bis 2003. Dagegen machte der Steuer-
pflichtige eingetretene Verjährung gel-
tend. Dem hat der Bundesfinanzhof wi-
dersprochen.
Die Änderung eines Einkommensteu-
erbescheids ist möglich, wenn das Fi-
nanzamt einen Sachverhalt irrtümlich 
in einem anderen Bescheid berücksich-
tigt hat, der aber auf Antrag des Steuer-
pflichtigen zu seinen Gunsten geändert 
wurde. Das gilt auch, wenn das Finanz-
amt bei Erlass des ursprünglichen Be-
scheids wissentlich falsch gehandelt 
hat. Die erfolgreiche Anfechtung eines 
Bescheids hat zur Folge, dass finanz-
amtsseitig derselbe Sachverhalt im 
richtigen Steuerbescheid berücksichtigt 
werden kann. Voraussetzung ist ledig-
lich, dass die Änderung innerhalb fest-
gelegter Fristen vorgenommen wird. 
Diese Voraussetzungen waren im Ur-
teilsfall erfüllt.
BFH, Urt. v. 25.10.2016, X R 31/14,  
DStR 2017, S. 201
§ 174 Abs. 4 AO

Organisatorische Ein­
gliederung bei umsatz­
steuerlicher Organschaft 
auch ohne nominelle 
Personenidentität 
der Leitungsgremien 
möglich

Im Umsatzsteuerrecht ist jeder selbst-
ständige Unternehmer (z. B. Einzelun-
ternehmer, Personen  oder Kapitalge-
sellschaft) ein eigenes Steuersubjekt. 

Hinweis: Die Darstellungen dienen ausschließlich Informationszwecken und 
ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.
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Ist allerdings eine juristische Person, 
z. B. eine GmbH, nach dem Gesamtbild 
der tatsächlichen Verhältnisse finanzi-
ell, wirtschaftlich und organisatorisch 
in ein anderes Unternehmen (sog. Org-
anträger) eingegliedert, liegt eine um-
satzsteuerliche Organschaft vor. In die-
sem Fall ist die juristische Person als 
Organgesellschaft nicht selbstständig, 
sondern Teil der Organschaft. Umsätze 
zwischen den Unternehmensteilen ei-
ner Organschaft unterliegen nicht der 
Umsatzsteuer, so dass dies steuerlich 
vorteilhaft sein kann.
Der Bundesfinanzhof hat jetzt über 
eine interessante Frage zur organisa-
torischen Eingliederung entschieden. 
Diese erfordert grundsätzlich eine per-
sonelle Verflechtung zwischen dem Or-
ganträger und der Geschäftsleitung der 
Organgesellschaft, bei der jederzeit si-
cherzustellen ist, dass der Organträger 
seinen Willen auch im Tagesgeschäft 
bei der Organgesellschaft durchsetzen 
kann. Im entschiedenen Fall war der 
Vater (V) Geschäftsführer der V GmbH, 
deren Unternehmensgegenstand das 
Halten der 100%igen Beteiligung an der 
A GmbH war. Geschäftsführer der A 
war S, der Sohn von V. Vertragsgemäß 
durfte V dem S alle Anweisungen zur 
Geschäftsführung erteilen und führte 
praktisch die Geschäfte der A, ohne S 
einzubeziehen.

Das Gericht entschied, dass auch hier 
eine organisatorische Eingliederung 
vorl iegt. V war zwar kein nominel-
ler Geschäftsführer der A, führte aber 
aufgrund seiner rechtlichen und wirt-
schaftlichen Macht tatsächlich deren 
Geschäfte. Allerdings wurde die Sache 
an das Finanzgericht zurückverwiesen, 
um festzustellen, ob die V GmbH ne-
ben dem Halten der Beteiligung an der 
A auch eine eigene Unternehmenstätig-
keit ausübt. Nur in diesem Fall kann sie 
Organträger sein.
§ 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG
BFH, Urt. v. 12.10.2016, XI R 30/14,  
DStR 2017, S. 198


